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(3) Zur Abschlußprüfung ist ferner zuzulassen, wer in einer 
berufsbildenden Schule oder einer sonstigen Einrichtung ausgebildet 
worden ist, wenn diese Ausbildung der Berufsausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf entspricht. Der Bundesminister für 
Wirtschaft oder der sonst zuständige Fachminister kann im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Bildung und Wissenschaft nach 
Anhören des Bundesausschusses für Berufsbildung durch Rechtsver­
ordnung bestimmen, welche Schulen oder Einrichtungen die Voraus­
setzungen des Satzes 1 erfüllen.

§41
* Prüfungsordnung

Die zuständige Stelle hat eine Prüfungsordnung für die Abschluß­
prüfung zu erlassen. Die Prüfungsordnung muß die Zulassung, die 
Gliederung der Prüfung, die Bewertungsmaßstäbe, die Erteilung der 
Prüfungszeugnisse, die Folgen von Verstößen gegen die Prüfungsord­
nung und die Wiederholungsprüfung regeln. Der Bundesausschuß für 
Berufsbildung erläßt für die Prüfungsordnung Richtlinien. Die Prü­
fungsordnung bedarf der Genehmigung der zuständigen obersten 
Landesbehörde.

§42
Zwischenprüfungen

Während der Berufsausbildung ist zur Ermittlung des Ausbildungs­
standes mindestens eine Zwischenprüfung entsprechend der Ausbil­
dungsordnung durchzuführen, bei der Stufenausbildung für jede Stufe. 
Die §§34 bis 36 gelten entsprechend.

§43
Gleichstellung von Prüfungszeugnissen

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft oder der sonst zuständige 
Fachminister kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft nach Anhören des Bundesausschusses für 
Berufsbildung durch Rechtsverordnung Prüfungszeugnisse von Aus­
bildungsstätten oder Prüfungsbehörden den Zeugnissen über das 
Bestehen der Abschlußprüfung gleichstellen, wenn die Berufsausbil­
dung und die in der Prüfung nachzuweisenden Fertigkeiten und 
Kenntnisse gleichwertig sind.

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft oder der sonst zuständige 
Fachminister kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft nach Anhören des Bundesausschusses für 
Berufsbildung durch Rechtsverordnung außerhalb des Geltungsbe­
reichs dieses Gesetzes erworbene Prüfungszeugnisse den entspre­
chenden Zeugnissen über das Bestehen der Abschlußprüfung gleich­
stellen, wenn in den Prüfungen der Abschlußprüfung gleichwertige 
Anforderungen gestellt werden.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t  
Regelung und Überwachung der Berufsausbildung

§44
Regelungsbefugnis

Soweit Vorschriften nicht bestehen, regelt die zuständige Stelle die 
Durchführung der Berufsausbildung im Rahmen dieses Gesetzes.

§45
Überwachung, Ausbildungsberater

(1) Die zuständige Stelle überwacht die Durchführung der Berufs­
ausbildung und fördert sie durch Beratung der Ausbildenden und der 
Auszubildenden. Sie hat zu diesem Zweck Ausbildungsberater zu 
bestellen. Die Ausbildenden sind verpflichtet, die für die Überwa­
chung notwendigen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen 
sowie die Besichtigung der Ausbildungsstätten zu gestatten.

(2) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen 
verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 52 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Strafprozeßordnung bezeichneten Angehörigen

der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

(3) Die zuständige Stelle teilt der Aufsichtsbehörde nach dem 
Jugendarbeitsschutzgesetz Wahrnehmungen mit, die für die Durch­
führung des Jugendarbeitsschutzgesetzes von Bedeutung sein können.

S e c h s t e r  A b s c h n i t t  

Berufliche Fortbildung, berufliche Umschulung

§46

Berufliche Fortbildung

(1) Zum Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und Erfahrungen,
die durch berufliche Fortbildung erworben worden sind, kann die 
zuständige Stelle Prüfungen durchführen; sie müssen den besonderen 
Erfordernissen beruflicher Erwachsenenbildung entsprechen. Die 
zuständige Stelle regelt den Inhalt, das Ziel, die Anforderungen, das 
Verfahren dieser Prüfungen, die Zulassungsvoraussetzungen und 
errichtet Prüfungsausschüsse; § 34 Abs. 2, §§ 37, 38, 41 und 43 gelten 
entsprechend. s

(2) Als Grundlage für eine geordnete und einheitliche berufliche 
Fortbildung sowie zu ihrer Anpassung an die technischen, wirtschaft­
lichen und gesellschaftlichen Erfordernisse und deren Entwicklung 
kann der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für Wirtschaft oder dem sonst zuständi­
gen Fachminister nach Anhörung des Bundesausschusses für Berufs­
bildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, den Inhalt, das Ziel, die Prüfungsanforderungen, 
das Prüfungsverfahren sowie die Zulassungsvoraussetzungen und die 
Bezeichnung des Abschlusses bestimmen, ln der Rechtsverordnung 
kann ferner vorgesehen werden, daß die berufliche Fortbildung durch 
Fernunterricht vermittelt wird. Dabei kann bestimmt werden, daß nur 
solche Fernlehrgänge verwendet werden dürfen, die nach § 12 Abs. 1 
des Fernunterrichtsschutzgesetzes zugelassen oder nach § 15 Abs. 1 
des Fernunterrichtsschutzgesetzes als geeignet anerkannt worden 
sind.

§47

Berufliche Umschulung

(1) Maßnahmen der beruflichen Umschulung müssen nach Inhalt, 
Art, Ziel und Dauer den besonderen Erfordernissen der beruflichen 
Erwachsenenbildung entsprechen.

(2) Zum Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und Erfahrungen, 
die durch berufliche Umschulung erworben worden sind, kann die 
zuständige Stelle Prüfungen durchführen; sie müssen den besonderen 
Erfordernissen beruflicher Erwachsenenbildung entsprechen. Die 
zuständige Stelle regelt den Inhalt, das Ziel, die Anforderungen, das 
Verfahren dieser Prüfungen, die Zulassungsvoraussetzungen und 
errichtet Prüfungsausschüsse; §34 Abs. 2, §§37, 38, 41, 43 und 46 
Abs. 2 gelten entsprechend.

(3) Bei der Umschulung für einen anerkannten Ausbildungsberuf 
sind das Ausbildungsberufsbild (§ 25 Abs. 2 Nr. 3), der Ausbildungs­
rahmenplan (§ 25 Abs. 2 Nr. 4) und die Prüfungsanforderungen (§ 25 
Abs. 2 Nr. 5) unter Berücksichtigung der besonderen Erfordernisse 
der beruflichen Erwachsenenbildung zugrunde zu legen. Der Bundes­
minister für Bildung und Wissenschaft kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft oder dem sonst zuständigen 
Fachminister nach Anhören des Bundesauschusses für Berufsbildung 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, Inhalt, Art, Ziel und Dauer der beruflichen Umschulung 
bestimmen.

(4) Die zuständige Stelle hat die Durchführung der Umschulung zu 
überwachen. Die §§23, 24 und 45 gelten entsprechend.


